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Verehrte Menschen aller deutschen
Bundesstaaten!

Was ist eine Verfassunggebende Versammlung?

Eine  Verfassunggebende  Versammlung  hat  die  Absicht  einen  neuen
Staat  zu  errichten oder  eine alte  Verfassung oder  ein  Grundgesetz
durch eine neue, durch das Volk gewählte Verfassung zu ersetzen.
Ein  Grundgesetz  mit  einer  Verfassung  gleich  zu  stellen  ist  rechtlich
gesehen  nicht  richtig  da  ein  Grundgesetz  eine  Verordnung  von
Besatzungsmächten  ist,  um  Ruhe  und  Ordnung  in  einem  besetzten
Gebiete (BRD und DDR) zu erhalten.
Steht die Verfassung und ist vom Volke frei beschlossen, löst sich die
Verfassunggebende Versammlung auf.

„Die  allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechtes  sind  Bestandteil  des
Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und
Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.“ (Art. 25
GG)

Es sind daher alle Menschen aufgerufen, bei einer Verfassunggebenden
Versammlung mitzuwirken um alte ungerechte Gewohnheiten wie der
Missbrauch  der  Demokratie  (=Volksherrschaft),  als  eines  der
wichtigsten  Beispiele,  abzuschaffen  und  ein  neues,  friedliches,
gerechtes Zusammenleben zu ermöglichen.

Alle Menschen haben durch Geburt, also durch Abstammung, über das
Völkerrecht die Berechtigung eine Verfassunggebende Versammlung als
einen Völkerrechtlichen  Akt einzurichten.  Mit  dem  Nachweis  der
Abstammungsurkunden  (Geburtsurkunden,  Abschriften
Familienstammbuch als Nachweis bis vor 1914), ist jeder Mensch aus
den  deutschen  Gebieten*  berechtigt  eine  Verfassunggebende
Versammlung auszurufen bzw. die neue Verfassung mit auszuarbeiten.
Das bedeutet,  Sie... ja genau  Sie... Sie lesen diese Zeilen und haben
Ihre Fahrkarte, Ihre Eintrittskarte, eben das Recht durch Abstammung
bereits bei sich, in sich.
Es ist ganz einfach, die Rechte anmelden und schon dabei sein bei der
Gestaltung unser aller Zukunft in Freiheit und Friede..........  Dieses ist
Ihre  und  Unsere  Chance,  wenn  nicht  sogar  die  einzige  Chance  zur
Veränderung für und durch das Volk; weniger Steuern, mehr Freiheit,
mehr Gesundheit, weniger Gesetze die nur einschränken. Alles DAS 
was SIE verändern möchten zu unser aller Wohl......
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*Was ist mit den deutschen Gebieten gemeint:

Das Kaiserreich, die Weimarer Republik, das dritte Reich und auch die
BRD/DDR sind bzw. waren keine echten Staaten. 
Bis zum ersten Weltkrieg bestand das sogenannte Kaiserreich aus den
26 einzelnen und unabhängigen Bundesstaaten (Königreich  Preußen,
Großherzogtum Hessen, Königreich Bayern, Großherzogtum Oldenburg..
als Beispiel).

Seite 4



Die in dem Staatenbund lebenden Menschen waren Staatsangehörige
in einzelnen Bundesstaaten und somit Rechteträger (d.h. Inhaber der
Rechte auf Grund und Boden in den Bundesstaaten) durch Geburt und
gaben dies ihren Nachkommen weiter.

Somit erklärt  sich auch der Begriff Rechteträger durch Abstammung,
ausschließlich noch aus dieser Zeit stammend und bis heute im Sinne
und mit Befugnis des Völkerrechts gültig. 

Was ist ein Staat:

Das klassische Völkerrecht kennt drei Merkmale des Staates:
• eine Bevölkerung (Staatsvolk), 
• einen  geographisch  abgrenzbaren  Teil  der  Erdoberfläche

(Staatsgebiet)
• eine  stabile  Regierung,  die  effektive  Gewalt  ausübt

(Staatsgewalt). 

Weder im Kaiserreich noch in der jetzigen BRD gab und gibt  es ein
Staatsvolk.  Das  Kaiserreich  hatte  kein  eigenes  Staatsvolk,  da  die
Menschen  Angehörige  der  jeweiligen  Bundesstaaten  (Großherzogtum
Baden,  Königreich  Württemberg,  Königreich  Bayern,  Königreich
Preussen  etc.)  waren  bzw.  die  Abkömmlinge  dies  bis  heute
völkerrechtlich noch sind. Das Kaiserreich war ein übergestülpter Verein
als „Mantel“ über die Bundesstaaten.

Die BRD ist eine Verwaltung des vereinten Wirtschaftsgebietes,
Art. 133 Grundgesetz, Zitat:
„Der  Bund  tritt  in  die  Rechte  und  Pflichten  der  Verwaltung  des
Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein.“
Somit hat die BRD kein Staatsgebiet, da sie sich auf einem Teilgebiet
des Staatenbundes in den Grenzen von 31.12.1937 befindet (siehe UN
Länderkennung  276)  und  auch  kein  Staatsvolk,  da  es  laut
Bundesministerium  für  Inneres  keine  Staatsangehörigkeit  der
Bundesrepublik Deutschland gibt. 

Dazu auch noch ein Zitat aus der Grundsatzrede von:
Carlo Schmid, am 08.09.1948:
„Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands
zu machen, wir haben keinen Staat zu errichten....“
Die  Rede  finden  sie  im  Weltnetz  bei  „youtube“.  Geben  sie  bei  der
Suche:
„Carlo Schmid - BRD ist kein Staat ein“
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Warum sollen wir denn überhaupt was ändern?

Im Jahre 1989, am 09. November, fiel die Mauer zwischen den beiden
Besatzungszonen DDR und BRD und in Folge wurden 1990 beide Zonen
„wiedervereinigt“. Zumindest wurde und wird uns das so immer erzählt.

Was ist aber   wirklich   passiert?

Am 17. 07.1990 haben die damaligen Alliierten durch Streichung des
Art. 23 a.F. GG  (a.F. = alte Fassung) den Geltungsbereich, also da wo
das GG gilt, überschrieben. Das bedeutet, dass zur Tageswende 17. auf
den 18. Juli 1990 völkerrechtlich keine BRD/DDR mehr existierte, weder
als  Besatzungszonen  noch  als  Staaten.  Alle  Militärbefehle,
Besatzungszonen 
(Amerikanische  Zone,  britische  Zone,  französische  Zone  und
sowjetische Zone)  sind somit  rechtswirksam erloschen und zwar  mit
Wirkung zum 29. Sept.1990. (siehe:BGBL II, Seite 885/889 890, vom 23.
September 1990) 

An diesem 17. Juli 1990 nahmen sich die vier Alliierten aus dem Völker-
und somit dem Besatzungsrecht heraus und gaben Deutschland in den
Grenzen vom 31. Dezember 1937 vollständig frei.  (HLKO Art.43 zum
Vgl.)
Die  Deutschen  waren  zu  diesem  Zeitpunkt  aufgefordert,  ihre
staatlichen  Stellen  wieder  selbst  zu  errichten.  Dies  wurde  in  der
Öffentlichkeit bis jetzt leider nicht bemerkt, besser noch, man hat es
uns  nicht  gesagt,  sonst  hätte  man  uns  damals  alle  Rechte  eines
„echten Volkes“ zugestehen, oder geben, müssen. Nun müssen wir uns
diese einfordern.

Auf Antrag der Alliierten wurden die BRD mit der Länderkennung 280
sowie die DDR mit der Länderkennung 278 bei der UN ausgetragen und
Deutschland/Germany  (in  den  Grenzen  vom  31.12.1937)  mit  der
Länderkennung 276 eingetragen.
BRD und DDR sind somit juristisch nichtig, also ungültig und auch nicht
mehr vorhanden.

Die Vereinigung zum 03.10.1990 der DDR und BRD hat somit nie statt
gefunden.
Juristisch ist es unmöglich etwas zu vereinen, was erloschen ist. 
Die  Bundesländer  der  DDR  (Brandenburg,  Sachsen,  Sachsen-Anhalt,
Thüringen,  Mecklenburg-Vorpommern)  können auch nicht  entstanden
sein  und schon  gar  nicht  zu  einer  BRD beigetreten  sein  (Juristische
Unmöglichkeit)
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Das ist so, als würde man zwei Firmen, sagen wir mal Müller und Meier,
die am 17.07.1990 geschlossen und sowohl im Handelsregister als auch
beim  Gewerbeamt  abgemeldet  wurden,  am  03.10.1990  fusionieren,
also zu einer Firma machen... geht so was???

Bereits  am 29. August 1990 wurde die „Bundesrepublik Deutschland
Finanzagentur GmbH“ in Frankfurt/Main unter der HRB-Nummer 51411
im  Handelsregister  eingetragen  und  die  „Geschäftswerdung“  des
„Vereinten Wirtschaftsgebietes“ - also ehemals DDR und BRD- begann. 

Heute sind alle Städte, Landkreise, Gemeinden, Gerichte, Ämter keine
staatlichen Einrichtungen mehr, sondern einfache Firmen.
(siehe z.B.: Arbeitsamt heißt nun Agentur für Arbeit oder Jobcenter und
man hat dort  „Kundennummern“, zu sehen bei  www.upik.de, das ist
ein internationales Firmenverzeichnis)

Hierzu gibt es ein interessantes Video bei „youtube“ von MSZoff mit 
dem Titel:„Eine Reise ins wundersame UPIK Land“

BRD  und  DDR  sind  zusammen  „das  verwaltete  vereinte
Wirtschaftsgebiet“  von  einem  organisierten  Firmenclan unter  dem
Namen „Bundesrepublik Deutschland“  gegründet worden. Ebenso wie
übrigens die EU in Brüssel. 
Die BRD ist somit nicht mehr im Völkerrecht oder gar im Staatsrecht. 
Alles in der Zone BRD geschieht im Handelsrecht. 
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Ein Grundgesetz, ein BGB, StPO, StGB, GVG, GVO, ZPO, OWiG, AO und
so weiter gelten nicht mehr, allenfalls als AGB´s zu Gunsten der Firma
BRD,  da der Geltungsbereich (d.h.  das Gebiet in dem Gesetze gültig
sind)  dieser  Gesetze  gestrichen wurden“ (Bundesgesetzesblätter  von
2006 BGBl. I S. 866 Nr. 18 und 2007 BGBl. I S. 2614 Nr. 59 Vgl.)

In  dem  für  die  Gerichte  ehemals  „zuständigem Gesetz“  namens
Gerichtsverfassungsgesetz GvG wurde der  § 15 1981 eingeführt 1982
wieder gestrichen. In dem hieß es, Die Gerichte sind Staatsgerichte, Die
Privatgerichtsbarkeit ist aufgehoben...
Nun darf jeder darüber nachdenken, wenn es keine staatlichen Gerichte
mehr gibt, was es dann für Gerichte sind? Privatgerichte? 
----> http://dejure.org/gesetze/FGG/3.html 
Und  wonach  halten  die  sich  dann?  AGB´s  privatwirtschaftlicher
Firmen?? 

Somit  ist  das  Ziel  einer  Verfassunggebenden  Versammlung  klar  aus
dem zuvor genannten erklärt.
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Wie können wir was verändern?

Bereits  1990  hat  unter  der  Führung  des  damaligen
Bundesinnenministers
Dr.  Wolfgang  Schäuble  eine  Verfassunggebende  Versammlung
begonnen.
Diese wurde aber nach kurzer Zeit ergebnislos und ohne Begründung
aufgelöst.

Daher haben wir jetzt die einmalige und auch juristisch letzte Chance
unser aller Zukunft selbst und ohne fremde Führung von außen in die
Hand zu nehmen. 
Wir  als  Rechteträger,  durch  die  Abstammung  bis  vor  1914  belegt,
tragen  nun  unsere  Verantwortung  uns  und  vor  allem  unseren
Nachkommen gegenüber und erstellen eine echte, vom Volke in freiem
Willen beratene und selbst bestimmte Verfassung.

Im  Vorfeld  muss  man  sich  die  Abstammungsurkunden,  also  eigene
Geburtsurkunde,  Abschriften  aus  den  Familienbüchern  der  Eltern,
Großeltern  und  bei  Bedarf  der  Urgroßeltern,  besorgen  und  bei  der
Verfassunggebenden Versammlung einreichen.
Somit  ist  man schon stimmberechtigt  und kann und soll  auch seine
Wünsche zu einer neuen Verfassung einbringen. So einfach ist das.

Die  Verfassunggebende  Versammlung  wurde  am 1.  November  2014
durch  mehrere  Rechteträger  mit  nachgewiesener  Abstammung  ins
Leben gerufen.
Am  11.  Oktober  2015  wurde  die  Verfassunggebende  Versammlung
völkerrechtlich  in  den  rechtswirksamen  Stand  versetzt  und  damit
Deutschland/Germany  mit  der  UN-Länderkennung  276  in  den
rechtlichen  Stand  eines  Rechtssubjekte  erhoben.  Um  es  einmal
umgangssprachlich  zu  beschreiben,  Deutschland  wurde  aus  dem
Dornröschenschlaf  geweckt.  Am  04.04.2016  hat  nun  die
Verfassunggebende Versammlung, im Sinne des Völkerrechts, den Staat
Bundesstaat Deutschland errichtet.

Nun gilt es und liegt an jedem einzelnen von uns, diesen Staat neu zu
organisieren und handlungsfähig zu machen. Daher fordern wir (von)
jeden einzelnen Menschen auf, sich einzubringen für eine bessere Welt,
ein friedliches Zusammenleben, eine Natur die wieder gesund ist. 
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Was wollen wir verändern?

Echte Mitbestimmung durch und mit dem Volk in allen Bereichen des
Lebens.
Menschenwürdiges Leben, kostenlose Grundgüter wie saubere Luft und
sauberes Trinkwasser für alle Menschen auf dem Planeten Erde. 

Ein  Gesundheitssystem,  das  den  Namen  verdient  und  nicht  durch
vielfach nachgewiesene, unwirksame und eher gefährliche chemische
Medikamente den Menschen schadet. Statt dessen sollen Medikamente
aus  der  Natur  sein. Freies  Denken  und  Medien  MÜSSEN  absolut
unabhängig von Politik und Wirtschaft sein. 

Der Boden zum Anbau von gesunden Lebensmitteln ist Allgemeingut. 
Schulische  Ausbildung  nach  Begabung  der  Kinder,  ebenso  die
berufliche Ausbildung, Beruf kommt von Berufung.

Grund zur Bebauung von Behausungen ist frei und wird den Menschen
und Familien so lange zur Verfügung gestellt, bis der Bedarf nicht mehr
benötigt  wird,  dann  geht  der  Grund  wieder  zurück  in  das
Gemeinschaftsgut.

Abschaffung und Verbot jeglicher Parteien.
Gerichte, sofern notwendig, sind ausschließlich staatliche Gerichte.
Richter  sind  nur  dem  gültigen  Recht,  dem  Gewissen  und  der  Sitte
verpflichtet und können jederzeit von der Gemeinschaft, bei Vergehen
gegen Recht, Anstand und Sitte, abgewählt werden.

Gesetze und Rechtekreise, soweit wirklich nötig, müssen einfach und
klar für jeden verständlich sein.
Friedensangebote an alle Völker der Welt.
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Ein ganz wichtiger Punkt, der allen voran stehen soll:

"Kein Mensch wird gegen
Menschen, Lebewesen und die
Natur in einem Sinne handeln,

durch Unterlassen erwirken oder
verschulden, wie er selbst nicht

behandelt werden möchte" 
Oder anders ausgedrückt, was Du nicht willst das Dir getan, das

tu auch keinem anderen an.

„Der Staatenbund Deutscher
Völker lehnt jegliche Form von
Angriffskriegen als Mittel zur
Lösung von Streitigkeiten und

Konflikten zwischen Staaten ab!“

Hält  sich  jeder  an  diese  Grundsätze,  werden  alle  Gesetze
überflüssig.  Danach  können  auch  alle  Staaten  und  Grenzen
wegfallen, weil wir alle auf einem Planeten leben. 
Menschen können nirgends Staatenlos sein, denn wir leben ALLE
auf dieser einen Erde............
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Kontakt:

Bundesstaat Deutschland 
im Rechtstand der

Verfassunggebende Versammlung

BSD von Reichenbach
Postfach 10 01 11

[77922] Lahr
01522-1612318

postamt@bdeutschland.de
presseamt@bdeutschland.de

www.verfassunggebende-versammlung.ru

Mit uns kann man reden!

Unsere Versammlungs-
und Arbeitsplattform, TS3:

Label: Bundesstaat Deutschland
Adresse: ts3-104.lan4play.de:9124

Nickname: Ihr Name [PLZxx]

Wir sind auch hörbar!
www.ddbradio.ru


